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Hundestagspräsidentin Rita Süssmuth: 

Auschwitz darf nie 
Wieder möglich werden 
^ 27. Januar 1945 wurden die Häftlinge 
^s Vernichtungs- und Konzentrationslagers 
^schwitz-Birkenau von sowjetischen Trup- 
N befreit. Auschwitz steht stellvertretend 
[jjr alle anderen Vernichtungslager, die vor 
tinfzig Jahren befreit wurden. 
^ehr als anderthalb Millionen Menschen, vor allem 
?ehr als eine Million Juden, auch Sinti und Roma, 
°'en, Russen und andere, wurden in Auschwitz 

Mordet. 
^ Tag der Befreiung war das Lager selbst längst 
Niumt. Noch im Januar 1945 wurden fast 60.000 
ansehen aus Auschwitz herausgeführt und in grau- 
tollen Todesmärschen oder später in Bergen-Bel- 
Jen ermordet. Zurückgeblieben waren nur wenige 
^usend Häftlinge, die nicht mehr transportfähig 
, aren, und selbst für sie mußte das Wort „Befrei- 

8" wie Hohn klingen. Sie waren Skeletten ähnli- 
er als Menschen, unvorstellbar abgemagert, hatten 

en sicheren Tod über Monate durchlebt. 

• ..er nicht selbst Häftling war, wird kaum ermessen 
°nrien, welche Qualen diese Menschen haben 

K dulden müssen. Der italienische Schriftsteller 
ji1""110 Levi hat Auschwitz überlebt. Wir verdanken 
J^ die bewegendsten Zeugnisse der Trauer über 

le Zerstörung des Humanen, aber auch die bewe- 
t5ndsten Aufrufe zur Achtung der Menschenwürde. 

Wollte sich befreien, indem er schrieb. Doch hat 

(Fortsetzung Seite 2) 
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Bundeskanzler Helmut Kohl: 
Die Mahnung dieses Ortes 

darf nie verlorengehen 
Zum 50. Jahrestag der Befrei- 
ung des Konzentrationslagers 
Auschwitz erklärte Bundeskanz- 
ler Helmut Kohl: 
Am 27. Januar 1945 befreiten Einhei- 
ten der Roten Armee das Vernich- 
tungslager Auschwitz. In Auschwitz 
wurde das dunkelste und schrecklich- 
ste Kapitel der deutschen Geschichte 
geschrieben. Das von den National- 
sozialisten 1940 errichtete Lager 
wurde für Millionen unschuldiger 
Kinder, Frauen und Männer aus ver- 
schiedenen Völkern und Religionsge- 
meinschaften zur Stätte einer systema- 
tischen Massenvernichtung von Men- 
schen. 
Auschwitz ist heute vor allem Inbe- 
griff des nationalsozialistischen Ras- 
senwahns und des Völkermordes an 

(Fortsetzung von Seite 1) 
er sich Jahrzehnte nach dieser „Befrei- 
ung" das Leben genommen, gestorben an 
der „Brandwunde der Erinnerung": Frei 
und doch nicht zum Leben befreit. Der 
Selbstmord Levis macht uns Ambivalenz, 
Konflikthaftigkeit und Tragik dessen 
bewußt, was wir „Befreiung" nennen. 
Und was wissen wir von den traumati- 
schen Belastungen jener, die den Holo- 
caust überlebt haben? Das Verbrechen 
von Auschwitz ist mit nichts vergleichbar. 

Ende der Schreckensherrschaft 
Es läßt sich nicht begreifen, nicht bewäl- 
tigen. So qualvoll sich diese Befreiung 

den europäischen Juden, der in seiner 
kalten Planung und verbrecherischen 
Ausführung ohne Beispiel in der 
Geschichte ist. Was dort geschah, 
führt uns den Abgrund des Bösen vor 
Augen, zu dem Menschen in der Lage 
sind. 

Für das Leben eintreten  

Die Mahnung dieses Ortes darf nie 
verlorengehen. Sie verpflichtet uns 
alle, immer und überall für das Leben, 
die Würde, das Recht und die Freiheit 
jedes einzelnen Menschen einzutreten. 
Es gehört zu unseren vornehmsten 
Aufgaben, diese Einsicht an die nach- 
wachsenden Generationen weiterzuge- 
ben, damit die schrecklichen Erfah- 
rungen der Vergangenheit sich nie- 
mals wiederholen. 

vollzog — für Millionen Opfern kam sie 

zu spät, aber mit ihr nahte das Ende der 
nationalsozialistischen Schreckensherr- 
schaft. Auschwitz war somit der Anfang 
der Befreiung für uns alle, aller Deut- 
schen, ja der Menschheit, von der natio- 
nalsozialistischen Barbarei. Inmitten der 
Barbarei keimte neue Hoffnung auf 
Menschlichkeit. 

Die Erinnerung an diese Befreiung rnac 
nur Sinn, wenn aus der Erinnerung ein 
Wissen wächst, das zum Gewissen wird, 
wenn verpflichtender Auftrag und 
Chance wahrgenommen werden: Die 
Chance zu einem anderen Deutschten » 
einem demokratischen, friedfertigen 
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Deutschland, in dem Freiheit, Toleranz, 
Solidarität, Achtung der Menschenwürde 
gelebt werden. 

Wir haben die Chance genutzt 
^ir haben diese Chance nach 1945 erhal- 
ten, und wir haben sie genutzt. Vergessen 
wir nicht: Die Befreiung von Auschwitz 
gab die Chance zu dem, was wir seither 
•n Deutschland und in Europa aufbauen 
konnten. Setzen wir es nicht aufs Spiel. 
Und sind wir uns bewußt, was es bedeu- 
tet, daß wir dieses Gedenken nach fünf- 
z'g Jahren gemeinsam im vereinten 
Deutschland begehen können. Wir Deut- 
sche haben bei der Wiedervereinigung 
versichert, daß wir auf Grund unserer 
Vergangenheit in besonderer Weise ver- 
pflichtet sind, auf eine demokratische 
Entwicklung in Deutschland auf der 
Grundlage der Achtung der Menschen- 
würde und gerichtet auf die Wahrung des 
Friedens zu achten. 
Denken wir daran: Es waren die Befrei- 

ten, viele von ihnen, die schwerste Verfol- 
gung erlitten hatten, die sich mit voller 
Kraft einsetzten für ein demokratisches, 
ein den Werten der Aufklärung verpflich- 
tetes europäisches Deutschland. Der 
schwierige Neuanfang, der Brücken- 
schlag zwischen Juden und Deutschen, er 
wurde nur möglich, weil Juden, die 
unvorstellbares Leid erfahren hatten, die 
ungeheuere menschliche Leistung 
erbrachten, uns die Hand zum Neuan- 
fang zu reichen. 

Immerwährender Auftrag 
Wer die Spuren von Auschwitz auslö- 
schen will, wer Auschwitz und die Opfer 
leugnet, macht sich an ihnen schuldig, 
löscht die Existenz von Millionen Ermor- 
deten aus und nimmt ihnen über den Tod 
hinaus ihre Würde. Wir sind aufgefor- 
dert, zur besonderen Wachsamkeit und 
Entschiedenheit. Freiheit ist niemals 
ungefährdet. Daran mitzuarbeiten, daß 
Auschwitz nie wieder möglich wird, 
bleibt immerwährender Auftrag an uns. 

Auschwitz 
Der Name des Vernichtungslagers 
Auschwitz ist zu einer Chiffre für das 
schlechthin Unfaßliche geworden. Die 
wahnsinnige Untat, die dort geschehen 
ist, läßt sich, wie Dolf Sternberger 1988 
in einer Auseinandersetzung mit den 
Thesen Ernst Noltes, in dieser Zeitung 
geschrieben hat, „nicht verstehen, sie 
läßt sich nur berichten ". Das elemen- 
tare, das metaphysische Entsetzen, das 
jeden erfassen muß, der auf dieses 
Ereignis sieht, erklärt zumindest eines: 
jede, auch die würdigste Art, über 
Auschwitz zu reden, jeder Aufruf, aus 
dem Unfaßlichen zu lernen, führt 
unweigerlich zur Sprachlosigkeit. 
Das Gedenken an Auschwitz wachzu- 
halten, damit sich das Entsetzliche 

nicht wiederhole, ist eine Forderung an 
jedermann. Die Bilder der Vernich- 
tungslager, die fast jeder gesehen, die 
Berichte aus der Hölle, die fast jeder 
gelesen hat, lassen sich nicht auslö- 
schen; wer sie verdrängt oder leugnet, 
der ist auch nicht zu erreichen in Mahn- 
stunden, an Gedenktagen oder in 
Museen. Von diesen wenigen Uner- 
reichbaren abgesehen, ist Auschwitz 
dem Geschichtsbewußtsein der Deut- 
schen wie ein Kainsmal eingebrannt. 
Aber jede politische Forderung, die sich 
daraus ableiten ließe und sich immer 
auf einen konkreten Fall beziehen 
müßte, wäre schon strittig, weil auf 
ewig im Streit bleiben muß, ob sich ein 
anderer konkreter Fall je auf Auschwitz 
beziehen läßt. 

Frankfurter Allgemeine Zeitung 
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Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit 

Die Maßnahmen werden zu rund 
180.000 Einstellungen führen 
Am 25. Januar sind Repräsentanten 
von Wirtschaftsverbänden und 
Gewerkschaften zu einem „Gespräch 
zur Zukunftssicherung des Standortes 
Deutschland und für mehr Beschäfti- 
gung" unter Vorsitz von Bundeskanz- 
ler Helmut Kohl zusammengetroffen. 
Die Teilnehmer waren sich einig, daß 
mit diesem Treffen ein Gesprächspro- 
zeß eingeleitet werden soll. 

Im Mittelpunkt des ersten Gespräches 
standen Maßnahmen zur Bekämpfung 
von Langzeitarbeitslosigkeit und zur Ver- 
besserung des Innovationsklimas in 
Deutschland. 
Aus der Wirtschaft nahmen der Präsident 
des Bundesverbandes der Deutschen 
Industrie, Hans-Olaf Henkel, der Präsi- 
dent der Bundesvereinigung der Deut- 
schen Arbeitgeberverbände, Klaus Mur- 
mann, der Präsident des Zentralverban- 
des des Deutschen Handwerks, Heribert 
Späth, sowie der Präsident des Deutschen 
Industrie- und Handelstages, Hans Peter 
Stihl, an dem Gespräch teil. Auf Seiten 
der Gewerkschaften beteiligten sich der 
Vorsitzende des Deutschen Gewerk- 
schaftsbundes Dieter Schulte, der Vorsit- 
zende der Deutschen Angestelltengewerk- 
schaft Roland Issen, der Vorsitzende der 
Industriegewerkschaft Metall Klaus 
Zwickel, der Vorsitzende der Industriege- 
werkschaft Chemie-Papier-Keramik Her- 
mann Rappe, und der stellvertretende 
Vorsitzende der Gewerkschaft Öffentli- 
che Dienste, Transport und Verkehr 
Wolfgang Warburg. Außerdem nahmen 
die Minister Blüm, Bohl, Rexrodt und 
Rüttgers an dem Gespräch teil. 

Bundesregierung und Sozialpartner wol- 
len bei der Verringerung der Langzeitar- 
beitslosigkeit verstärkt zusammenwirken- 
Es wurde verabredet: 
• Die Bundesregierung wird sich in den 
parlamentarischen Beratungen zum 
Haushalt 1995 für die Verlängerung des 
Programms zur Eingliederung von Lang- 
zeitarbeitslosen in den Arbeitsmarkt ein- 
setzen. Mit Hilfe dieses Programms konfl' 
ten bisher 130.000 längerfristig Arbeits- 

Ein gutes Ergebnis 
Dieter Schulte, Vorsitzender des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes, 
am 26. Januar vor der Bundespres- 
sekonferenz: 

Dieses Gespräch war ein Erfolg. Es 
waren die richtigen Themen. Es war 
eine konstruktive Atmosphäre, und es 
sind brauchbare Ergebnisse. Meine 
Einschätzung, daß die wirtschaftliche 
Lage und die politische Konstellation 
in Bonn für beschäftigungspolitische 
Verabredungen günstig sind, hat sich 
bestätigt. 

^ 

lose wieder in den Arbeitsmarkt integrier 
werden. Das Programm soll bis 1999 ver- 
längert werden. Davon werden insgesam 
rund 180.000 Einstellungen erwartet. 
• Die Bundesanstalt für Arbeit soll ihre 
Vermittlungsbemühungen und ihre 
Arbeitsförderungsleistungen noch stärke 
als bisher auf Langzeitarbeitslose ausriß 
ten. Neue Wege der Eingliederung von 
Langzeitarbeitslosen in den Beschäfti- 
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Zielgenau einsetzen 
Zur Entscheidung der Bundesregie- 
rung, das Programm zur Wieder- 
eingliederung von Langzeitarbeits- 
losen zu verlängern, erklärte Bun- 
desfrauenministerin Claudia Nolte: 

Von der schwierigen Situation auf 
dem ostdeutschen Arbeitsmarkt sind 
vor allem Frauen betroffen. Immer 
noch sind 65 Prozent der Arbeitslosen 
Frauen (Dezember 1994). Insbeson- 
dere hat sich bei einer im Vergleich zu 
den Männern deutlich niedrigeren 
Weiterbeschäftigungschance für 

Frauen sehr schnell Langzeitarbeitslo- 
sigkeit aufgebaut: 77 Prozent aller 
Langzeitarbeitslosen (länger als ein 
Jahr arbeitslos) sind inzwischen 
Frauen. Vor allem ihnen wird daher 
die Verlängerung des Langzeitarbeits- 
losenprogramms zugute kommen. 
Bei dem Einsatz dieser Mittel muß die 
Bestimmung im Arbeitsförderungsge- 
setz § 2 Nr. 5 „Frauen sollen entspre- 
chend ihrem Anteil an den Arbeitslo- 
sen gefördert werden" gezielt umge- 
setzt werden. Um dies zu erreichen, 
müssen die Mittel zielgenau eingesetzt 
und auch nach regionalen Besonder- 
heiten vergeben werden. 

Sungsprozeß, wie zum Beispiel das 
START-Modell, sollen verstärkt genutzt 
Werden, um bestehende Hemmschwellen 
ünd Vorurteile gegenüber längerfristig 
Arbeitslosen abzubauen. 
* Die einsetzende Wiederbelebung am 
* rbeitsmarkt darf nicht an den Langzeit- 
arheitslosen vorbeigehen. Wirtschaftsver- 
"ände, Gewerkschaften und Bundesregie- 
^ng werden sich gemeinsam dafür ein- 
Setzen, längerfristig Arbeitslosen bei Neu- 
e'nstellungen eine faire Chance zu geben. 
* Die Tarifpartner sollten verstärkt dar- 
auf achten, die Instrumente der Tarifpoli- 
'k zur Erleichterung der Einstellung von 
^ngzeitarbeitslosen zu nutzen. 
A"e Teilnehmer stimmten darin überein, 
^ß ein ständiger Prozeß der Erneuerung 
von Wirtschaft und Gesellschaft unab- 
dingbar ist, um im internationalen Wett- 
bewerb bestehen sowie Arbeitsplätze in 
^eutschland sichern und neu schaffen zu 
können. Um den notwendigen Innova- 
'°nsprozeß zu erleichtern und unnötige 

,.riktionen zu vermeiden, wurde u. a. 
Übereinstimmung über folgende Punkte 
er*ielt: 

Es sollen beim Bundesminister für 

Wirtschaft weitere branchenbezogene 
Dialoge aufgenommen werden. 
• Verbessert werden soll die Zusammen- 
arbeit mit dem Ziel, den Wettbewerb zu 
stärken, Innovations- und Investitions- 
hemmnisse in Gesetzen, Verordnungen 
sowie in der Verwaltungspraxis frühzeitig 
zu erkennen und Fehlentwicklungen und 
Bürokratisierung zu vermeiden. Die hier- 
auf gerichteten Bemühungen werden von 
Wirtschaftsverbänden und Gewerkschaf- 
ten nachdrücklich unterstützt. 
• Wirtschaftsverbände und Gewerkschaf- 
ten werden bei Unternehmensleitungen 
und Betriebsräten dafür werben, aktiv an 
den „Tagen der Forschung" der Wissen- 
schafts- und Forschungseinrichtungen 
sowie an der „Initiative zur Verbesserung 
des Innovationsklimas" von BDI und 
DIHT mitzuwirken. Die Bundesregierung 
sagte ebenfalls ihre Unterstützung zu. 
Ferner wurde die berufliche Bildung 
angesprochen. Die Beteiligten waren sich 
einig, daß alle Anstrengungen unternom- 
men werden müssen, um allen jungen 
Menschen auch im kommenden Ausbil- 
dungsjahr eine Lehrstelle anbieten zu 
können. • 
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Steuererleichterungen bei 
Hochwasserschäden 

Zu Steuererleichterungen wegen der 
Hochwasserschäden der letzten Tage 
erklärte der Bundesfinanzminister 
Theo Waigel: 

Das Hochwasser hat zahlreichen Bürgern 
und Betrieben außergewöhnliche Schä- 
den zugefügt. Aufgrund einer mit dem 
Bundesminister der Finanzen getroffenen 
Rahmenregelung haben die obersten 
Finanzbehörden der Länder die Möglich- 
keit, den Geschädigten durch steuerliche 
Maßnahmen zur Vermeidung von unbilli- 
gen Härten entgegenzukommen. 
Zu den wichtigsten Möglichkeiten für 
Steuererleichterungen gehören: 

• Steuerstundung, Anpassung von 
Vorauszahlungen 

Die unmittelbar und nicht unerheblich 
Betroffenen können innerhalb einer von 
der obersten Landesfinanzbehörde zu 
bestimmenden Frist eine Stundung fällig 
werdender Steuern sowie eine Anpassung 
der Vorauszahlungen auf die Einkom- 
men- oder Körperschaftsteuer beantra- 
gen. 
• Buchführungsunterlagen 
Sind unmittelbar durch das Hochwasser 
Buchführungsunterlagen oder sonstige 
Aufzeichnungen vernichtet worden oder 
verlorengegangen, so sind hieraus steuer- 
lich keine nachteiligen Folgerungen zu 
ziehen. 
• Steuererleichterungen bei 

betrieblichen Einkünften 
Für die Ersatzbeschaffung unbeweglicher 
und beweglicher Anlagegüter können 

unter bestimmten Voraussetzungen Son- 
derabschreibungen und steuerfreie Rück- 
lagen gewährt werden. Die Sonderab- 
schreibungen können — neben der „Nor- 
malabschreibung" — beim Wiederaufbau 
von Betriebsgebäuden bis zu insgesamt 
30 v. H., bei Ersatzbeschaffung bewegli- 
cher Anlagegüter bis zu insgesamt 50 
v. H. der (Wieder-) Herstellungskosten 
oder Anschaffungskosten betragen. Die 

Bundesfinanzminister Theo Wai- 
gel: Angesichts der katastropha- 
len Situation in vielen Gebieten 
Deutschlands werde ich dem 
Kabinett eine Soforthilfe in Höhe 
von 30 Millionen Mark vorschla- 
gen. 

Gewinnminderung durch Sonderab- 
Schreibung und steuerfreie Rücklage dan 
grundsätzlich insgesamt höchstens 1,2 
Mio. DM betragen; sie darf in keinem 
Jahr 400.000, — DM übersteigen. 
Aufwendungen zur Beseitigung der 
Hochwasserschäden an Grund und 
Boden können sofort als Betriebsausga- 
ben abgezogen werden. 
Bei Landwirten, deren Gewinn nach 
Durchschnittssätzen (§ 13 a des Einkom- 
mensteuergesetzes — EStG) ermittelt 
wird, kann die Einkommensteuer ganz 
oder zum Teil erlassen werden, soweit dj 
Unwetterschäden den Gewinn beeinfluß 
haben. 
• Vermietung und Verpachtung 
Aufwendungen bis zu 60.000, - DM für 
die Beseitigung von Schäden an Gebäu- 
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Der Bund hilft, wo er nur kann 
Anläßlich eines Besuches der Hoch- 
wassergeschädigten Regionen in 
Cochem erklärte der Chef des Bun- 
deskanzleramtes, Bundesminister 
Friedrich Bohl, zu Hilfen des Bun- 
des: 

Der Bund hilft in den von Hochwasser 
betroffenen Gebieten mit Personalein- 
satz rund um die Uhr und mit techni- 
schem Material. So hat die Bundesre- 
gierung etwa das Technische Hilfs- 
werk, die Bundeswehr und den Bun- 
desgrenzschutz auf Anforderung den 
betroffenen Bundesländern zur Verfü- 
gung gestellt. 
Das Technische Hilfswerk ist bundes- 
weit mit einer großen Anzahl freiwilli- 
ger Helfer bei Hochwasserlagen im 
Einsatz. Einsatzstärke und Einsatzorte 
werden kurzfristig flexibel der jeweili- 
gen Situation angepaßt. Außerdem 

stellt der Bund den Ländern Kräfte 
des Bundesgrenzschutzes zur Hilfe bei 
Naturkatastrophen zur Verfügung. In 
Rheinland-Pfalz sind an der Mosel 
BGS-Beamte im Einsatz. Auch Nord- 
rhein-Westfalen hat BGS-Hilfe ange- 
fordert. Hessen verzichtet dagegen bis- 
her auf Unterstützung des BGS. 

Über das Steuerrecht 
Direkte Finanzhilfen können aus ver- 
fassungsrechtlichen Gründen nur von 
den Ländern gestellt werden. Die Län- 
der haben hier alleinige Zuständigkeit. 
Zusätzliche Hilfen werden Hochwas- 
serbetroffenen jedoch über das Steuer- 
recht gewährt. Hochwasserbetroffene 
können ihre Schäden steuerlich gel- 
tend machen. Außerdem ist auf Son- 
derabschreibungsmöglichkeiten 
betroffener Betriebe zu verweisen. 

Qen sowie am Grund und Boden können 
^Undsätzlich ohne nähere Nachprüfung 
p Erhaltungsaufwand abgezogen wer- 
en. Aufwendungen größeren Umfangs 
°nnen gleichmäßig auf zwei bis fünf 
ahre verteilt werden. In den Fällen, in 
enen der Nutzungswert der Wohnung 
leUerlich nicht zu erfassen ist (selbst- 

j^nutztes Wohneigentum), können durch 
Hochwasserschäden bedingte Erhal- 
"fngsaufwendungen wie außergewöhnli- 

che Belastungen (§ 33 EStG) berücksich- 
l6t werden. 

Unterstützung an Arbeitnehmer 
nterstützungen, die von privaten Arbeit- 

*T ern unter den Voraussetzungen des 
^bschnitts 11 Abs. 2 Nrn. 1, 2 und 3 der 
°hnsteuer-Richtlinien gezahlt werden, 

sind insoweit steuerfrei, als sie 1.500,— 
DM nicht übersteigen. Übersteigende 
Beträge gehören ebenfalls nicht zum steu- 
erpflichtigen Arbeitslohn, wenn unter 
Berücksichtigung der Einkommensver- 
hältnisse und des Familienstandes des 
Arbeitnehmers ein besonderer Notfall 
vorliegt. 

• Hausrat und Kleidung 
Die infolge des Hochwassers notwendi- 
gen Aufwendungen für die Wiederbe- 
schaffung von Hausrat und Kleidung 
können bei der Einkommensteuer (Lohn- 
steuer) als außergewöhnliche Belastung 
nach § 33 EStG berücksichtigt werden. 
Näheres hierzu regelt R 189 der Einkom- 
mensteuer-Richtlinien (Abschnitt 95 
Lohnsteuer-Richtlinien). • 
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Bundesinnenminister Manfred Kanther: 

Dank an das THW für den selbstlosen 
Einsatz im Kampf gegen das Hochwasser 
Bundesinnenminister Manfred Kan- 
ther hat sich am 27. Januar einen per- 
sönlichen Eindruck von der Gefahren- 
lage in den Überschwemmungsgebieten 
des Mains verschafft, über den Einsatz 
der Helfer vor Ort informiert und mit 
THW-Helfern u. a. vom Ortsverband 
Seligenstadt gesprochen. 

Anläßlich der Unwetterereignisse in die- 
ser Woche war das THW vielfach im 
Rahmen der örtlichen und überörtlichen 
Gefahrenabwehr in den Bundesländern 
Hessen, Bayern, Baden-Württemberg, 
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz 
und Saarland im Einsatz. Hauptschwer- 
punkte sind dabei Hessen und Rhein- 
land-Pfalz. Die Einsatztätigkeit hält zur 
Stunde an. 
In den Bundesländern Bayern, Baden- 
Württemberg, Hessen, NRW, Rheinland- 
Pfalz und Saarland sind rund 50 THW- 
Ortsverbände mit ihren verschiedenen 

Einheiten zur Rettung und Evakuierung 
von Menschen, Tieren und Sachwerten 
aus Wassergefahren, zur Dammsiche- 
rung, Abstützung unterspülter Bauwerke, 
zum Bau von Stegen, zur Stromversor- 
gung sowie zu Pumparbeiten eingesetzt. 
Dabei kamen bundesweit bisher rund 
1 000 THW-Helfer zum Einsatz. 

Hierzu erklärt Bundesinnenminister 
Manfred Kanther: Ich danke den freiwil- 
ligen Helfern des Technischen Hilfswerks 
für ihr Engagement und den selbstlosen 
Einsatz für die vom Hochwasser betroffe' 
nen Bürger. 

Das Technische Hilfswerk ist ein wichti- 
ger Bestandteil des gemeinsamen Hilfe- 
leistungssystems des Bundes und der 
Länder. Es ist — gerade in der heutigen 
Zeit — durchaus nicht selbstverständlich» 
daß sich Bürger freiwillig und ohne jede8 

Entgelt über lange Jahre aus- und fortbil- 
den lassen, um im Notfall zu helfen. 

Auch Bundeswehr im Dauereinsatz 
Auf Weisung von Bundesverteidi- 
gungsminister Volker Rühe stehen 
in den vom Hochwasser heimge- 
suchten Regionen rund 750 Solda- 
ten der Bundeswehr mit Pionierge- 
rät und Schlauchbooten seit Tagen 
im Dauereinsatz. 

Darüber hinaus sind über 2000 Solda- 
ten zusätzlich in ständiger Alarmbe- 
reitschaft. Sie unterstützen die zivilen 
Behörden und Rettungs- sowie Hilfs- 

organisationen der Länder und Kom- 
munen bei den teilweise dramatischen 
Katastropheneinsätzen. 

Bundesverteidigungsminister Volker 
Rühe hat sich am 26. Januar persön- 
lich über die Einsätze seiner Soldaten 
an Nahe und Mosel informiert. Er 
sprach dabei mit den Soldaten, Vertre- 
tern der Kommunen und Behörden 
und vor allem auch mit betroffenen 
Bürgerinnen und Bürgern. 
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Johannes Rau taucht immer 
dann ab, wenn es ernst wird 
Rundesminister Friedrich Bohl hat 
die Ausweitung des „Spionagefalls 
Wienand" zum Skandal der SPD 
erklärt: 
ber frühere Geschäftsführer der SPD- 
Bundestagsfraktion Wienand steht unter 
anklage, für einen fremden Geheim- 
dienst gearbeitet zu haben. Führende 
^D-Politiker, wie Johannes Rau, Hans- 
•'ochen Vogel und Egon Bahr, waren 
"ereits 1992 über den dringenden Ver- 
geht von Willy Brandt in Kenntnis 
Besetzt worden. 
^•le drei schwiegen hartnäckig. Sie 
Schwiegen auch, als die Witwe Willy 
Brandts, Frau Seebacher-Brandt, von 
Wienand verklagt, vor dem Bonner Land- 
Bericht eine Niederlage erlitt, unter ande- 
rn! deshalb, weil sie ein wichtiges 
j*eWeisstück, einen schriftlichen Vermerk 
Willy Brandts, nicht vorlegen konnte. 
°hannes Rau wußte von dem Vermerk 

Willy Brandts über die Spionagetätigkeit 

Wienands. Er schwieg und ließ Frau See- 
bacher-Brandt in der Gerichtsverhand- 
lung gegen Wienand dadurch im Stich. 
Auch Egon Bahr wußte von den Erkennt- 
nissen Willy Brandts und forderte den- 
noch Frau Seebacher-Brandt auf, ihre 
Aussagen über die Spionagetätigkeit Wie- 
nands zu widerrufen. 
Der „Fall Wienand" ist zu einem Skandal 
der SPD geworden. Johannes Rau, Hans- 
Jochen Vogel und Egon Bahr haben der 
Glaubwürdigkeit der Politik in hohem 
Maße geschadet. Johannes Rau ist Mini- 
sterpräsident von Nordrhein-Westfalen. 
In dieser Funktion hat er eine politische 
Vorbildfunktion. 
Johannes Rau taucht immer dann ab, 
wenn es ernst wird. Auch jetzt fehlt ein 
klärendes Wort. Sonst trifft ihn der Vor- 
wurf, die Wahrheitsfindung zu verhin- 
dern. Er ist aufgefordert, sein gesamtes 
Wissen den Ermittlungsbehörden zu 
offenbaren. 

Generalsekretär Peter Hintze: 
Ein politischer Skandal 

Die Salami-Taktik der SPD bei der 
Aufklärung um die Notizen Willy 
Brandts ist ein politischer Skandal. 
Die Vorgehensweise der SPD-Füh- 
rung, sich die Wahrheit stückchen- 
weise aus der Nase ziehen zu lassen, 
hat offenkundig Methode und Tra- 
dition. 
Parallelen zur Kieler Schubladenaf- 
färe und zum Verhalten Björn Eng- 
holms sind unverkennbar. Bei der 

SPD gibt es die Wahrheit nur scheib- 
chenweise. Es wird immer nur so viel 
zugegeben, wie der Öffentlichkeit 
bereits bekannt ist. 
Ich fordere die SPD-Führung und ins- 
besondere Johannes Rau auf, die deut- 
sche Öffentlichkeit in dieser Frage 
nicht länger hinzuhalten, sondern 
noch vor den Landtagswahlen in Hes- 
sen und in Nordrhein-Westfalen alle 
Fakten auf den Tisch zu legen. 
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Die kommunistische Plattform 
hat keineswegs an Einfluß verloren 
Zum Berliner Parteitag der PDS 
erklärte die stellvertretende Bundes- 
vorsitzende der CDU, Bundesministe- 
rin Angela Merkel: 

Das groß angelegte Erneuerungsschau- 
spiel der PDS ist gründlich mißlungen. 
Das beschlossene Positionspapier enthält 
vor allem zahlreiche Formelkompro- 
misse, die über die eigentlichen Ziele der 
PDS hinwegtäuschen sollen. 
Die kommunistische Plattform der Partei 
hat, obwohl Sarah Wagenknecht nicht 
wieder in den Bundesvorstand gewählt 
wurde, keineswegs an Einfluß verloren. 
Das beweisen Aussagen wie, die DDR sei 
kein Unrechtstaat gewesen, die die ange- 
kündigte Auseinandersetzung mit der 
Vergangenheit als bloße Sprechblase 
offenbaren. 
Auch die Personalpolitik des Führungs- 
zirkels belegt das. So wollten Bisky und 
Gysi doch allen Ernstes mit Andre Brie 
einen Mann zum Bundesgeschäftsführer 
machen, der 19 Jahre für die Stasi als 
informeller Mitarbeiter tätig war. Und 

Zum „Fall Wienand": 

Zweierlei Maß 
Man stelle sich vor, einem CD U-Politi- 
ker würde vorgeworfen, fiir einen frem- 
den Geheimdienst gearbeitet zu haben. 
Man nehme weiter an, durch diese 
Tätigkeit sei Einfluß auf das innenpoli- 
tische Geschehen in Deutschland nicht 
auszuschließen. Man überlege außer- 
dem, prominente Mitglieder der Partei 
hätten von einem Verdacht gewußt und 

mit der Wahl von Angela Marquardt zur 
stellvertretenden Parteivorsitzenden 
wurde ausgerechnet eine Frau, die 
Gewalt zur Erreichung politischer Ziele 
rechtfertigt, zur angeblichen „Vorbildfi- 
gur" für junge Menschen stilisiert. 
Allen in der SPD, vor allem die Landes- 
vorsitzenden Ringstorffund Höppner, 

Zitat 
Der einzige Dienst, den die SED- 
Fortsetzungsorganisation PDS der 
deutschen Demokratie erweisen 
könnte, wäre ihre Selbstauflösung. 
Das Vermögen sollte den Opfern 
der SED-Diktatur zugute kommen. 

Generalsekretär Peter Hintze 

die auf einen Wandel der PDS gehofft 
haben, muß deutlich geworden sein, daß 
die PDS weit davon entfernt ist, koali- 
tionsfähig zu sein. Beiträge zur Vollen- 
dung der deutschen Einheit sind von ihr 
jedenfalls nicht zu erwarten. 

geschwiegen. Würde nicht ein „Skan- 
dalf'-Geschrei ausbrechen, würde nicht 
quer durch die Republik, aus dem 
Munde von Politikern wie von Medien- 
vertretern, der Ruf nach Konsequenzen 
erschallen ? Man muß davon ausgehen. 
Unter diesem Aspekt ist der „ Fall Wie- 
nand" ein Beispiel dafür, daß gern mit 
zweierlei Maß gemessen wird — je 
nachdem, ob das „linke" oder das 
„rechte" Lager vermeintliche Unregel- 
mäßigkeiten zu verantworten hat. 

Die Welt 
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PDS-Parteitag in Berlin probiert die Wende. Aber: 

Sonderlich glaubwürdig wirken 
Abkehr und Aufbruch nicht 
Aus den fünf Thesen von Bisky, 
Gysi und Modrow, beschlossen auf 
dem Berliner PDS-Parteitag vom 
27.-29. Januar: 

• Zum sozialistischen Charakter 
der PDS 

l'Der sozialistische Charakter der PDS ist 
"i ihrer Geschichte begründet— Er 
kultiert aus unserer Überzeugung, daß 
die kapitalistischen Gesellschaftsstruktu- 
ren die großen Menschheitsfragen nicht 
nUr nicht gerecht, sondern gar nicht lösen 
können." 

* Zum Oppositionscharakter 
der PDS 

»Die PDS strebt einen demokratischen, 
s°zialen, ökologischen und zivilgesell- 
Schaftlichen Wandel der Bundesrepublik 
Deutschland an, der den Weg zur Über- 
windung der Kapitalvorherrschaft, der 
Urnweltzerstörung, der Ausbeutung der 
s°genannten dritten Welt und jeglicher 
Großmachtpolitik öffnet, 
daraus ergibt sich, daß die PDS in prinzi- 
pieller Opposition zu den herrschenden 
gesellschaftlichen Verhältnissen in der 
Bundesrepublik Deutschland steht. (...) 
Die Frage, ob eine Parlamentsfraktion 
der PDS sich innerhalb des Parlaments in 
eirie Oppositionsrolle, in eine Situation 
der Tolerierung einer Regierung oder in 
e,ne Koalitionsrolle begibt, berührt nicht 
^as prinzipielle Oppositionsverständnis 
der PDS." 

• Zum Pluralismus in der PDS 
„Die PDS strebt eine pluralistische 
Gesellschaft an. (...) Nationalistische, 
chauvinistische, rassistische, antisemiti- 
sche Auffasungen sind mit der Mitglied- 
schaft in der PDS unvereinbar. (...) Als 
sozialistische Partei kann und darf die 
PDS nicht antikommunistisch sein. Sie ist 
nicht bereit, auf demokratisch-kommuni- 
stische Positionen in ihren Reihen zu ver- 
zichten." 

• Verhältnis der PDS zur 
Geschichte 

„... Die PDS stellt sich der gesamten 
Geschichte der deutschen und internatio- 
nalen sozialistischen Bewegungen. (...) 
Wir werden der These vom „Unrechts- 
staat" widersprechen, weil sie in ihrer 
Konsequenz bedeutet, der DDR das Exi- 
stenzrecht abzusprechen und ihren Bür- 
gerinnen und Bürgern vorzuwerfen, sich 
auf ein Leben in der DDR auf der 
Grundlage ihrer Verfassung und Gesetze 
eingestellt zu haben." 

• Das Verhältnis der PDS zur 
SPD und zu Bündnis 90/Die 
Grünen 

„Seit dem außerordentlichen Parteitag 
der SED im Dezember 1989 haben wir 
uns trotz unterschiedlicher politischer 
Aussagen immer für eine sachliche 
Zusammenarbeit mit der SPD und dem 
Bündnis 90/Die Grünen ausgesprochen. 
Dabei wird es auch bleiben..." 
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Pressestimmen 
• „PDS-Basis bremst den 

Reformeifer der Parteispitze" 
(WAZ, 30. Januar) 

• „Stalinismus-Streit spaltet die 
PDS weiter" (Die Welt, 30. Januar) 

• „Zerrissene PDS" 
 und in besonders krasser Weise hat 
der Verlauf des dreitägigen PDS-Partei- 
tags deutlich gemacht, daß die Parteibasis 
zu großen Teilen noch weit entfernt ist von 
den hehren Überzeugungen ihrer Führung. 
Selten war die Distanz zwischen verjüngter 
Spitze und betagtem Fußvolk so groß wie 
auf dieser Veranstaltung. (...)• 
Doch die gezielten Warnschüsse aus den 
Reihen der orthodoxen Kommunisten und 
all jener, die dem Ziel einer modernen, 
demokratischen Linkspartei innerlich fern- 
stehen, sollten dem Vorstand zu denken 
geben. Daß sein Personaltableau aus 
bekennenden Reformern arg gerupft 
wurde, belegt drastisch die innere Zerris- 
senheit der Partei. Mit dem inneren Wider- 
stand der grauen Masse hinter Gysis bunt- 
schillernder Truppe wird die Partei wohl 
noch auf lange Sicht leben müssen. 

(General-Anzeiger, Bonn, 30. Januar) 

• „Wenig glaubwürdig" 
„Sonderlich glaubwürdig allerdings wirken 
Abkehr und Aufbruch vorerst nicht, zu groß 
erscheint das Beharrungs- und im Zweifel 
auch Durchsetzungsvermögen derer, die 
nach wie vor den alten Strukturen nach- 
hängen. "       (Rheinische Post, 30. Januar) 

• „Der Anfang vom Ende der 
PDS" 

„Die PDS hat keine der dringenden Fragen 
geklärt. ... Die PDS kann sich nicht ent- 
scheiden zwischen hü und hott, nicht zwi- 
schen vorwärts und rückwärts; das wird die 
PDS zerreißen. ... Das wahre Ergebnis 
(des Parteitags) sieht nämlich so aus: Die 

alten Kräfte werden wieder stark. ... Die 
alten SED-Funktionäre gewinnen wieder 
an die Macht. Gerade die süperben Wahl- 
erfolge der PDS haben, mangels einer 
neuen Führungsschicht, den alten Apparat' 
schikflügel wieder gestärkt. Der reformeri- 
sche Teil der PDS hat nämlich weder die 
Logistik noch das Personal, die Wahler- 
folge umzusetzen; er ist auf die alten 
Kräfte angewiesen. ... Man kann nicht Mlt 

der SED- Vergangenheit brechen und 
zugleich an ihr anknüpfen." 

(Süddeutsche Zeitung, 30. Januar) 
• „So bleibt Mißtrauen in die Wandlungs- 
fähigkeit der Partei. Eine Schlange, die 
sich häutet, bleibt eben immer noch eine 
Schlange."    (Berliner Kurier, 30. Januar) 
• „ Die Narretei, noch immer nicht von 
kommunistischen Utopien geheilt zu sein, 
steht jedem frei. Doch bei der PDS insge- 
samt geht es nicht um Narreteien, sondern 
um eine gefährliche Mischung aus unbe- 
wältigter Vergangenheit, trickreicher Ver- 
schleierung und eingängiger Melodie nach 
der Methode Rattenfänger. Der kommurii' 
stische Wolf hat doch die Kreide der 
A bkehr vom Stalinismus gefressen." 

(Die Welt, 30. Januar) 

Generalsekretär Peter Hintze 
im Tagesgespräch/SWF 1 am 
30. Januar: 
„Sie ist auch keine Nachfolgepartei der 
SED, sondern sie ist eine SED-Fortset- 
zungspartei, die sich eben nur zur Tarnung 
einen anderen Namen gegeben hat. (...) 
Die PDS bleibt ein trojanisches Pferd, 
Frau Wagenknecht sitzt jetzt nicht mehr 
auf dem Rücken, sondern sitzt im Bauche 
drin. Aber das spielt gar keine Rolle. Für 
mich ist politisch entscheidend, wie sich in 

Zukunft die SPD verhält, ob sie dieser ?ar' 
tei weiterhin den Weg der Rein waschung 
ermöglichen will oder ob sie endlich klar 
sagt; Nein, mit dieser Partei können wir g 
nicht mehr zusammenarbeiten." 
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Bundeskanzler Helmut Kohl: 

Tiefpunkt der Geschmacklosigkeit 
Bundeskanzler Helmut Kohl hat an 
den Vorsitzenden der Arbeitsgemein- 
schaft der öffentlich-rechtlichen Rund- 
'unkanstalten der Bundesrepublik 
Deutschland, Herrn Intendant Prof. 
albert Scharf, Bayerischer Rundfunk, 
"tünchen, nachstehendes Schreiben 
gesandt: 

'" der Sendung „Monitor" vom 26. Januar 
'995 wurde eine als „historisches 
Gespräch " angekündigte Satire über ein 
'elefonat zwischen Präsident Jelzin und 
Wr zur Lage in Tschetschenien ausge- 
zahlt. 
"ach dieser Sendung sind zahlreiche 
Sporte Reaktionen von Zuschauern im 
Bundeskanzleramt eingegangen. Nach den 
Wr inzwischen vorliegenden Informationen 
uber diese Sendung habe ichfiir diese 
Empörung vollstes Verständnis. Dieser 

e'trag belegt einmal mehr den Verlust an 
]0umalistischer Qualität in bestimmten 
^reichen des Westdeutschen Rundfunks. 

Qran, daß ich vom WDR und seinen Mit- 
Qrbeitern persönlich verunglimpft und ins 
Lächerliche gezogen werde, habe ich mich 
s*'t langem gewöhnt. Dies berührt mich in 
^enntnis der handelnden Personen nicht. 

Der Tiefpunkt der Geschmacklosigkeit ist 
allerdings dadurch erreicht, daß der WDR 
Leid und Elend der Menschen in Tsche- 
tschenien zum Instrument seiner mißglück- 
ten satirischen Versuche macht. 
In Kenntnis der Tragik dieses Krieges und 
der Opfer ist den für diese Sendung Ver- 
antwortlichen jedes Gespür für Anstand 
und Würde verlorengegangen. 
Angesichts der aktuellen Diskussion über 
den Bestand des öffentlich-rechtlichen 
Fernsehens und speziell der ARD stellt sich 
mir vor diesem Hintergrund einmal mehr 
die Frage, inwieweit sich der Fortbestand 
der ARD damit rechtfertigen läßt, daß 
diese ihrer kulturellen und gesellschaftspo- 
litischen Verantwortung gerecht wird und 
dadurch einen Beitrag zur Qualität der 
Medienkultur unseres Landes leistet. Ich 
vermag dies dem Bürger, der gezwungen 
ist, für den Bestand der ARD Gebühren zu 
zahlen, nicht zu vermitteln. 
Eine Kopie dieses Schreibens habe ich dem 
Intendanten des Westdeutschen Rund- 
funks, Herrn Friedrich Nowottny, zur 
Kenntnis übersandt. Wegen der Bedeutung 
des Vorganges werde ich den Brief außer- 
dem der Öffentlichkeit übergeben. 

Heinz Eggert übt scharfe Kritik an Höppner 
Der stellvertretende Bundesvorsit- 
zende und sächsische Innenminister, 
Heinz Eggert, hat schnell reagiert 
Und die Überlegungen des Minister- 
Präsidenten von Sachsen-Anhalt, 
Reinhard Höppner, zu möglichen 
Koalitionen mit der PDS scharf 
kritisiert. 

In Dresden sagte der Politiker am 
30. Januar: Wer mit der PDS ins Bett 
geht, muß sich nicht wundern, wenn er 
anschließend den antidemokratischen 
Virus in die Republik trägt. Höppner 
hatte am Wochenende Koalitionen 
mit der PDS nicht für alle Zeit ausge- 
schlossen. 
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Geheimhaltung gilt auch für Struck 
Zum ersten Mal hat der Bundestag 
einen Politiker von Bündnis 90/Die 
Grünen in die Parlamentarische Kon- 
trollkommission zur Kontrolle der 
Nachrichtendienste gewählt. Der 
Abgeordnete Such hatte zuvor erklärt, 
er werde die Vertraulichkeit dieses 
Gremiums wahren. 
Joachim Hörster, Erster Parlamentari- 
scher Geschäftsführer der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion: Es besteht allerdings 
Anlaß zu der Frage, wie es die SPD mit 
der Vertraulichkeit hält. 
„Plappern gehört zum Handwerk." An 
diesen Spruch mag der SPD-Abgeordnete 
Struck gedacht haben, als er sich in seiner 
Eigenschaft als Mitglied der Parlamenta- 
rischen Kontroll-Kommission zu den 
Erkenntnissen des BND bezüglich des 
Todes von Uwe Barschel öffentlich in 
einem Rundfunkinterview äußerte. Dabei 
ha er leider übersehen, daß Mitglied- 
schaft in der PKK und Diskretion 
untrennbar miteinander verbunden sind. 

Darüber hinaus haben seine Äußerungen 
auch mehr zur Verwirrung als zur Klä- 
rung des Sachverhaltes beigetragen. 
Während der SPD-hörige Lübecker Ober- 
staatsanwalt Wille zureichende tatsächli- 
che Anhaltspunkte für ein Fremdver- 
schulden am Tode Uwe Barscheis konsta- 
tiert, bezeichnet Struck dies als reine Spe- 
kulation. 

„Reine Spekulation"? ^ 

Nun wird die Formel „reine Spekulation 
in Bonn gegenüber den Medien gerne in 
dem Sinne verwendet, daß ein berichteter 
Sachverhalt zutrifft, jedoch nicht offiziell 
bestätigt werden kann oder soll. 
Will Struck die SPD mit diesem Interview 
auf die für sie unangenehme Wahrheit 
vorbereiten, daß in Kürze Enthüllungen 
zu erwarten sind, weil die These vom 
Selbstmord Uwe Barscheis als Einge- 
ständnis seiner Schuld immer fragwürdi- 
ger wird? 

CDU/CSU hat den 
Paragraph 218 

Mit Mehrheit hat die CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion in ihrer Fraktions- 
sitzung am 24. Januar beschlossen, 
den in der vergangenen Legislaturpe- 
riode vom Deutschen Bundestag verab- 
schiedeten Koalitionsentwurf eines 
Schwangeren- und Familienhilfegeset- 
zes wieder einzubringen. 

Damit ist die Fraktion dem Votum 
sowohl der Arbeitsgruppe Familie, Senio- 
ren, Frauen und Jugend als auch dem 
Votum der Gruppe der Frauen gefolgt. 
Diesem Gesetzentwurf hatte der Deut- 
sche Bundestag bereits am 26. Mai 1994 

Koalitionsentwurf zu 
neu eingebracht 

zugestimmt. Er scheiterte jedoch an der 
SPD im Vermittlungsausschuß. 
Maria Eichhorn, Vorsitzende der Arbeit8' 
gruppe Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend der CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion: Der vorliegende Gesetzentwurf 
eines Schwangeren- und Familienhilfege' 
setzes hält sich eng an die Vorgaben des 
Bundesverfassungsgerichts. Daher ist es 
richtig, ihn erneut in die Beratungen ein- 
zubringen. Fest steht auch, die Regelun- 
gen zur embryopathischen Indikation 
bedürfen einer Klarstellung. Hierzu wer- 
den wir einen eigenen Änderungsantrag 
einbringen. 
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Staatssekretär Horst Waffenschmidt: 

Gemeindefinanzreform historische 
Chance für Städte und Gemeinden 
£ur aktuellen Diskussion um die 
jwnimunalfinanzen erklärte Horst 
^affenschmidt, Parlamentarischer 
Staatssekretär beim Bundesminister 
"es Innern: 
^'e in diesen Tagen viel diskutierte 
^meindefinanzreform, angeboten von 
j^r Bundesregierung, ist eine historische 
i hance für die Kommunen in Deutsch- 
and. Städte und Gemeinden sollten sie 
ahrnehmen. Die Kommunalen Spitzen- 

Verbände sind aufgerufen, die Chance 
ffensiv zu ergreifen, die die Bundesre- 

gierung jetzt anbietet: Für Gewerbesteuer 
Mittelbare Beteiligung an der Mehr- 

wertsteuer! 
er Plan der Bundesregierung hat viele 

günstige Folgen für die kommunalen 
2aushalte,z. B.: 

01 .   Die Mehrwertsteuer ist eine Wachs- 
^ssteuer. In der modernen Dienstlei- 

!!Ungsgesellschaft hat sie Zukunft. Die 
Gewerbesteuer ist im vereinten Europa 
!'ne Steuer ohne Zukunft! 

& .  Die Mehrwertsteuerbeteiligung 
chafft solidere Finanzgrundlagen für die 
°nimunen, weil sie weniger konjunktur- 

•/'fällig ist als die Gewerbesteuer mit 
f^n bekannten Schwankungen beim 
-^flcommen! 

Ü ,  Auch bei der Mehrwertsteuerbeteili- 
^Un8 kann kommunale Gewerbeförde- 
|. n8 belohnt werden, indem es für zusätz- 
.cnes Investitionskapital und zusätzliche 
°hnsummen vor Ort mehr Mehrwert- 
euerbeteiligung gibt. 

-  Sehr bedeutsam ist, daß die Städte 
^ Gemeinden unmittelbar, d. h. ohne 

L 

Einflußnahme oder Bewilligungsverfah- 
ren der Länder an der Mehrwertsteuer 
beteiligt werden sollen. 
Für die erste Stufe kommt voraussichtlich 
ein Übergangsschlüssel in Betracht, mit 
dem der Besitzstand der Kommunen bis 
zum Vorliegen der endgültigen Schlüssel- 
daten gewahrt werden soll. Der Ausgleich 
der Steuermindereinnahmen von Bund 
und Ländern soll durch eine Verbreite- 
rung der Bemessungsgrundlage im Unter- 
nehmensbereich, insbesondere durch 
steuerlichen Subventionsabbau erfolgen. 
Geboten ist jetzt, daß die Kommunalen 
Spitzenverbände mit Bund und Ländern 
Einzelheiten dieser Reform sobald wie 
möglich abstimmen, denn der erste 
Schritt der Reform soll am 1. 1. 1996 in 
Kraft treten. 

Aufbruch im Umbruch 
48. ordentliche Bundesdele- 
giertenversammlung des 
RCDS vom 3. bis 5. März 1995 
in Freising 
Bei dieser größten jährlichen Veran- 
staltung des RCDS werden 250 Stu- 
dentenvertreter aus dem gesamten 
Bundesgebiet erwartet. Auf der dies- 
jährigen Bundesdelegiertenversamm- 
lung, unter dem Leitmotiv „Aufbruch im 
Umbruch", werden die Themen Hoch- 
schulstruktur- und Studienreform und 
Umbau des Wirtschafts- und Sozialsy- 
stems im Zentrum der Anträge und 
Diskussionen stehen. Daneben wird 
ein neuer Bundesvorstand gewählt. 
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FAHRPREISERMÄSSIGUNG 

Der verkehrspolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Dirk 
Fischer (Hamburg), und der Bericht- 
erstatter für den Verkehrshaushalt, 
Wolf Bauer, erklärten zu Fahrpreiser- 
mäßigungen für kinderreiche Fami- 
lien: 

Wir begrüßen die Entscheidung der 
Deutschen Bahn AG, auch im Jahre 1995 
die Fahrpreisermäßigungen für kinderrei- 
che Familien (sog. Wuermeling-Paß) fort- 
zuführen. Damit ist für das Jahr 1995 
sichergestellt, daß auch kinderreiche 
Familien kostengünstig die Bahn nutzen 
können. 
Bei der Beratung des Verkehrshaushaltes 
1995 im Verkehrsausschuß des Deut- 
schen Bundestages stellen die Verkehrs- 
politiker der CDU/CSU-Fraktion fest, 
daß für diese Leistungen im ordnungspo- 
litischen Sinne keine Zuständigkeit des 
Verkehrsetats gegeben ist. Vielmehr 
besteht eine sachliche Zuordnung zur 
Familienpolitik. Daher sollte für den 
Haushalt 1996 im Etat des Bundesmini- 
steriums für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend ein Haushaltsansatz für Lei- 

stungen des Wuermeling-Passes einge- 
stellt werden. 
Die Deutsche Bahn AG darf auf Dauer 
nicht durch familien- und sozialpolitisch6 

Leistungen belastet werden. Es bleibt 
eine unternehmerische Entscheidung der 

Bahn AG, in welcher Form sie den Kun- 
denstamm der kinderreichen Familien 
mit attraktiven Angeboten für Reisen m'1 

der Bahn gewinnen wird. 

Kinderfreundlich 
Die Stellvertretende Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Hannelore Rönsch, erklärte zu den 
Fahrpreisermäßigungen für 
kinderreiche Familien: 

Diese Maßnahme der Bahn-AG wird 
von den Mitgliedern der Arbeitsgrupp0 

Verkehr der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion sehr 
begrüßt Eltern mit Kindern können 
damit nicht nur kostengünstig, sondern 
auch kinderfreundlich reisen, ohne 
physischen und psychischen 
Belastungen im Straßenverkehr 
ausgesetzt zu sein. 

Schüler Union lehnt Rechtschreibreform ab 
„Die Schüler Union Deutschlands 
lehnt die geplante Rechtschreibreform 
ab. Sie fordert den Bundesinnenmini- 
ster und die mit Kultusangelegenheiten 
befaßten Minister der Bundesländer 
auf, der Reform ihre Zustimmung zu 
versagen und damit ihr Inkrafttreten zu 
verhindern." Diesen Beschluß, den der 
Bundeskoordinationsausschuß der SU 
auf seiner letzten Sitzung in München 

einstimmig faßte, erläuterte Bundes- 
vorstandsmitglied Christian Burki- 
czak: „Die geschriebene Sprache ist 
nicht ein einfacher Gebrauchsgegen- 
stand, sondern Bestandteil der Kultur 
und Tradition eines Volkes. Daher 
kann die Rechtschreibung Veränderun- 
gen nur durch natürliche Entwicklun- 
gen erfahren, aber nicht durch ministe- 
rielle Erlasse." 
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Chancengleichheit für alle Kinder 
Unter der Leitung seines Bundesvorst- 
änden, Rainer Eppelmann, hat der 
Jnndesvorstand der Christlich-Demo- 
^atischen Arbeitnehmerschaft (CDA) 
•Grundsätze zur Neugestaltung des 
*milienleistungsausgleichs beschlos- 

sen: 

C|n neuer wirkungsvoller, sozial gerech- 
^r und der Verfassung entsprechender 
k
arnilienleistungsausgleich kann mit dem 
•sher diskutierten Finanzvolumen für 

Kinderfreibetrag und Kindergeld nicht 
'nanziert werden. 
^shalb fordert die CDA: 

,' Wir wollen den bestehenden Familien- 
. stenausgleich aus Kinderfreibeträgen 
^ Einkommenssteuerrecht, Kindergeld 
^ Kindergeldzuschlag zu einem sozial 
üsgewogenen und gerechten Familien- 
'stungsausgleich fortentwickeln. Dafür 

"Jessen mehr Finanzmittel bereitgestellt 
erden, als bisher geplant sind. 

2. Die Freistellung des Existenzmini- 
mums von Besteuerung ist keine Leistung 
des Staates an die Eltern, also auch keine 
Familienförderung im engeren Sinne. 

3. Wir wollen Cancengerechtigkeit für 
alle Kinder. Deshalb muß im Ergebnis 
die Förderung jedes Kindes durch den 
Familienleistungsausgleich für alle Ein- 
kommensschichten gleich hoch sein. 
(Siehe Ziffer 85 des Berliner Programms 
der CDU von 1968). 

4. Die künftige Regelung muß einfach 
und durchschaubar sein. Die Familien 
müssen klar wissen, was sie an Förderung 
erhalten. 

5. Wir wollen möglichst nur eine Anlauf- 
stelle für die Förderung des Familienlei- 
stungsausgleichs, dem auch ein einheitli- 
cher Einkommensbegriff zugrunde gelegt 
werden muß. Den bürokratischen Auf- 
wand wollen wir verringern. 

Soziale Gerechtigkeit für alle 
Familien mit Kindern 

'st der Leitsatz von Beschlüssen, 
Jie der Bundesvorstand der Frauen- 
Union auf einer Klausurtagung 
Unter der Leitung seiner Bundesvor- 
sitzenden, Rita Süssmuth, erarbei- 
tet hat. 

°ei der Fortentwicklung zu einem 
s°zial gerechteren Familienleistungs- 
ausgleich hat sich die Frauen-Union 
anf folgende Eckpunkte verständigt: 

'• Im Ergebnis muß die Entlastungs- 
wirkung bei jeder Familie pro Kind 
8,e«ch sein. 

2. Die Finanzierung kann durch Steu- 
ern oder Umschichtung erreicht wer- 
den. 

3. Die künftige Regelung muß ein- 
fach und durchschaubar sein. Die 
Familien müssen klar wissen, was sie 
an Förderung erhalten. 

4. Wir wollen möglichst nur eine 
Anlaufstelle für alle Geldleistungen; 
die verschiedensten Einkommensbe- 
griffe dieser Leistungen sollen verein- 
heitlicht werden. Den bürokratischen 
Aufwand wollen wir verringern. 
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WOHNEN 

Vergleichsmietensystem in den 
neuen Bundesländern beschlossen 
Die in den neuen Bundesländern not- 
wendigen Mieterhöhungen werden so 
ausgestaltet, daß sie mit der Erhöhung 
der Einkommen Schritt halten und 
sich langsam an das in Westdeutsch- 
land übliche Vergleichsmietensystem 
annähern. 
Daraufhaben sich Bundesbauminister 
Klaus Töpfer und die Bauminister aus 
den neuen Bundesländern geeinigt. Zum 
1. Juli 1995 soll das Vergleichsmieten- 
system auch in den neuen Bundesländern 
eingeführt werden. Zur Vermeidung von 
sozialen Problemfällen ist eine Verbesse- 
rung des Sonderwohngeldes vorgesehen. 
Je nach Qualitätsstandard oder Lage der 
Wohnung ist für einen Übergangszeit- 
raum von zwei bis drei Jahren eine Erhö- 
hung der Grundmieten von maximal 20 
Prozent möglich. Auch bei Neuvermie- 
tungen wird es eine       r~-—    
Kappungsgrenze 
geben. Um Luxussa- 
nierungen zu vermei- 
den, ist für Moderni- 
sierungen eine Miet- 
erhöhung von höch- 
stens drei DM pro 
Quadratmeter vorge- 
sehen. In den Ober- 
grenzen enthalten ist 
die Tilgung der Alt- 
schulden der ostdeut- 
schen Wohnungsun- 
ternehmen, die allein 
mit etwa einer DM 
pro Quadratmeter 
angesetzt wird. 

75 Prozent der Mie- 
ter in den neuen Bun- 
desländern halten 

deshalb die Mietbelastung Tür angemes- 
sen oder tragbar. Im vergangenen Jahr 
sind die durchschnittlichen Einkommen 
der ostdeutschen Arbeitnehmer um über 
200 DM gestiegen, die Netto-Kaltmieten 
liegen mit 4,75 DM pro Quadratmeter 
aber nur 0,65 DM über dem Vorjahresni- 
veau. 62 Prozent aller befragten Mieter 
wären bereit, monatlich ca. 2,40 DM pr° 
Quadratmeter mehr Miete zu zahlen, 
wenn entsprechende Investitionen durch- 
geführt würden und damit der Wohnwer1 

stiege. Bisher lag die Modernisierungs- 
umlage in den meisten Fällen nur bei bis 
zu einer DM pro Quadratmeter. Deshalb 
muß der durchschnittliche ostdeutsche 
Miethaushalt nur 20 Prozent seines ver- 
fügbaren Einkommens für Wohnkosten 
aufbringen, fünf Prozent weniger als im 
Westen. 

Wohnen in Deutschland 

Von je 100 Haushalten 
leben in 

freistehendem EHv 
oder ZwelfarruUen- 

kleinem Mehr- 
familienhaus 

großem Mehr- 
familienhaus 
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»»Amnestie" heißt Verdrängung 
"fe Diskussion um eine sog. „Amne- 
Jf'e" für Straftäter des SED- und 
^aatssicherheitsregimes der ehemali- 
*en DDR wird immer heftiger und in 
J^ncher Frontlage auch immer 
ü|,durchschaubarer. 

er ehemalige Verfassungsrichter Mah- 
^holz wittert bei manchen Politikern 

j:S>egermentalität". Richard Schröder 
e'nt, eine Diktatur lasse sich nicht 

*erichtlich aufarbeiten, da „in einem kol- 
»^iven Zwangssystem sich individuelle 
K^uld nur schwer korrekt zuweisen läßt. 

le Diktatur ist das Zwielicht, in dem 
. 'e waren". Noch weiter geht etwa die 
^tizministerin von Sachsen-Anhalt 

Hubert, wenn sie kategorisch erklärt, 
?wer nicht exzessiv gehandelt hat, der 
at sich DDR-konform verhalten", dürfe 
s° nicht vor Gericht gestellt werden. 

I^ß andere, wie jüngst wieder Egon 
.renz, schließlich an der Legitimation 

I r Justiz des wiedervereinigten Deutsch- 
es überhaupt zweifeln, Unrecht ehe- 
a'iger DDR-Täter zu ahnden, sei nur 
^ Rande erwähnt. Denn solche Argu- 
ente stellen ohnehin nichts anderes als 
ebenso untaugliche wie uneinsichtige 

, Schutzbehauptungen wahrhaft Verant- 
jj, Richer dar. Daß auf gleicher oder 

Richer Linie vor allem Verteter der 
* zu argumentieren suchen, sei dabei 
am Rande erwähnt. 

0,
es in allem: Man ruft nach „Amnestie" 

ßer nach einem „DDR-Schlußgesetz" 
harping, Bahr) und reklamiert hierfür 

$ ^e' es aus Opportunismus, sei es aus 
5j 

e'nheiligkeit oder sei es auch nur aus 
jne,T> Maß an Rechtsblindheit — den 

50,neren Frieden", den man mit einem 
. Cnen Schlußstrich herzustellen suche. 
j   Jessen wird bei alledem schon, daß 

^'nigungsvertrag — gerade auf 

Wunsch der Vertreter der ehemaligen 
DDR — ein sehr klares Votum zugunsten 
einer auch strafrechtlichen Aufarbeitung 
ehemaligen SED-Unrechts vereinbart 
wurde. Verdrängt wird, daß für diese 
Frage ausdrückliche Verjährungsregelun- 
gen geschaffen wurden. Vergessen wird, 
daß schließlich selbst die Gauck-Behörde 
noch längst nicht alle Akten der ehemali- 
gen Staatssicherheit hat sichten, 
geschweige denn aufarbeiten können. 
Am schlimmsten ist jedoch, daß man 
über die Opfer jenes 40jährigen totalitä- 

Von Rupert Scholz, stellver- 
tretender Vorsitzender 

der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion 

ren Systems kaum zu reden bereit ist. 
Sind es nicht aber eigentlich und 
zunächst die Opfer, nach deren Votum zu 
fragen wäre? Eine gleichsam „von oben 
verordnete Versöhnung" zwischen 
Opfern und Tätern versöhnt gerade nicht. 
Denn Versöhnung fordert zunächst 
Kenntnis von konkreten Unrechtstatbe- 
ständen, von konkreten Tätern, von 
Unrechtsfolgen und nicht zuletzt auch 
das Schuldbekenntnis oder die Entschul- 
digung des Täters gegenüber dem Opfer. 
Von alledem wird jedoch kaum gespro- 
chen. Eher im Gegenteil. Wer etwa die 
Worte von Karin Schubert oder auch 
Richard Schröder wörtlich nimmt, der 
muß eigentlich davon ausgehen, daß zwi- 
schen Opfern und Tätern im ehemaligen 
DDR-System überhaupt nicht unterschie- 
den werden konnte. Unbestreitbar ist, 
daß mancher Täter auch gleichzeitig 
Opfer war, wenn er etwa zu einer 
bestimmten Straftat gepreßt wurde. 
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Aber dies festzustellen, heißt gerade über 
eine unabhängige Justiz nach individuel- 
ler Schuld und individueller Verantwor- 
tung zu fragen. Verallgemeinernd Opfer 
und Täter mehr oder weniger in das dif- 
fuse Licht scheinbar kollektiver Ununter- 
scheidbarkeit zu versetzen, versagt vielen 
Opfern nicht nur die erwartete und ver- 
sprochene Genugtuung, sondern wird 
von diesen mit Sicherheit als ein Akt ent- 
weder neuen oder perpetuierten Unrechts 
empfunden werden. 
Natürlich kann die Justiz nicht allein 40 
Jahre totalitären Unrechts aufarbeiten. 
Ihre Aufgabe ist es jedoch, individuelle 
Schuld festzustellen und gerade auf der 
Grundlage dessen für den rechtsstaatlich 
geforderten Ausgleich zwischen Opfern 
und Tätern zu sorgen. Hierin liegt eine 
zentrale Aufgabe des Rechtsstaates, die 
mit ebensoviel Konsequenz wie Augen- 
maß erfüllt werden muß. Beides leistet 
die Justiz. Selbst wenn ihre Mühlen mit- 
unter langsam mahlen, bleibt sie konse- 
quent. 
Augenmaß wahrt sie vor allem dort, wo 
sie in einer Fülle von sog. „Bagatellfäl- 
len" bereits im Vorfeld auf Anklagen ver- 
zichtet, die Verfahren also einstellt. Auch 
dies wird von vielen Apologeten einer 
„Amnestie" nicht beachtet oder überse- 
hen. Heißt „Amnestie", wie sie hier gefor- 
dert wird, nicht in Wahrheit „Amnesie", 

wie Heinz Eggert mit Recht konstatiert 
hat? Amnesie heißt Verdrängung. 
Eine auf Verdrängung gegründete Amne- 
stie ist in Wahrheit nur eine Schein- 
Amnestie und ihrerseits mit Sicherheit 
unfähig, einen wirklichen Beitrag zum 
inneren Frieden zu bewirken. Die BürgC' 
rechtlerin Bärbel Bohley hat vor einiger 
Zeit beklagt, man habe in der ehemalige11 

DDR auf „Gerechtigkeit" gehofft, aber 
nur den „Rechtsstaat" bekommen. 
So mißverständlich diese Äußerung 
schon in sich ist, sie könnte tatsächlich 
Bedeutung erlangen, wenn das vielfach 
heuchlerische und ebensooft opportuni- 
stische Gerede von der „Amnestie" nicW 
bald beendet wird. Gerade ein funktio- 
nierender Rechtsstaat lebt von der unab- 
hängigen Justiz, ihrer Gerechtigkeitsfun1'' 
tion, ihrem Ausgleich zwischen Opfern 
und Tätern und ihrer damit wahrhaft fne 

densstiftenden Rolle. 
Beschädigen wir dies alles nicht! Schon 
einmal in diesem Jahrhundert haben W,f 

Deutschen uns mit der auch justizmäß«' 
gen Aufarbeitung eines totalitären 
Systems, nämlich des Nationalsozialis- 
mus, äußerst schwergetan, leiden wir t»s 

auf den heutigen Tag an den Defiziten 
mancher zu rasch oder zu einseitig vorg 
nommenen Verdrängung. Hüten wir ufls 

davor, den gleichen Fehler noch einma ^ 
zu begehen. 

Zur wirtschaftlichen und sozialen Lage in Deutschland 
Ein Diskussionsforum des EAK zum 
Konsultationsprozeß der Kirchen 
• Samstag, 4. März 1995, 10 bis 14 
Uhr, im Saalbau Essen, Festsaal, 
Huyssenallee 53, 45128 Essen 
mit Vertretern aus Kirche, Politik und 
Wirtschaft u. a. mit: 
• Bundesminister Jochen Borchert, 
Bundesvorsitzender des EAK der 
CDU/CSU 

• Bundesminister Norbert Blüm 

• Hermann Gröhe 
• Ministerin Christine Lieberknecht 

Informationen und Anmeldung 
beim Evangelischen 
Arbeitskreis der CDU/CSU 
unter 
Telefon (0228) 544-305 und 
Telefax (0228) 544-586 



iED-DIKTATUR U/D 4/1995 •  Seite 21 

Gegen Aktenschließung und 
Amnestie für DDR-Straftaten 
'u den Äußerungen des brandenburgi- 
^hen Justizministers Bräutigam und 
5.1s weiteren SPD-Kreisen erklärte der 
frecher der ostdeutschen CDU-Bun- 
"^stagsabgeordneten, der Stellvertre- 
tende Vorsitzende der CDU/CSU- 
"Undestagsfraktion, Paul Krüger: 

°'e ostdeutschen CDU-Abgeordneten 
^enden sich entschieden gegen eine 
^nestie für DDR-Straftaten. Amne- 
st,ert werden können nur Straftaten, die 
*uch bekannt sind. 

^tonestie (wörtl.: Vergebung) kann nur 
°i einem breiten Konsens bei den Bür- 

*ern in den neuen Ländern und mit 
Stimmung der Opfer der SED-Diktatur 
^eptiert und getragen werden. Für 
chwere Menschenrechtsverletzungen 

, ürch Mord, Totschlag und Folterung 
aln es keine Amnestie geben. 

P'e häufig geforderte Aufarbeitung der 
I ÖR-Vergangenheit setzt eine breit ange- 
lte Aufklärung über Straftaten und 
äter voraus. 
ie Vergangenheit darf auch deshalb 

>cht verschleiert werden, um diejenigen 
uf Dauer zu entlasten, die unschuldig 

Kein Schlußstrich 
Eduard Oswald, Parlamentarischer 
Geschäftsführer der CDU/CSU- 
"Undestagsf raktion: 
Wir werden uns allen Bestrebungen, 
von welcher Seite auch immer, die 
darauf abzielen, einen Schlußstrich 
unter die Aufarbeitung der SED-Dik- 
taUir in Deutschland zu ziehen, ent- 
schieden widersetzen. Deshalb fordere 

sind. Die Opfer des DDR-Unrechts 
haben einen Anspruch darauf, daß dieses 
Unrecht individuell, objektiv und in 
einem strikt rechtsstaatlichen Verfahren 
aufgearbeitet werden kann. 
Mit einer weitreichenden Amnestie wer- 
den nicht nur die wirklichen Übeltäter 
entlastet, sondern auch die große Masse 
der Unschuldigen hätte keine Möglich- 
keit, sich von Verdachtsmomenten zu 
befreien. 
Der Prozeß der Aufarbeitung ist in vol- 
lem Gang und sollte von Außenstehen- 
den nicht beeinflußt oder gar beendet 
werden. Hier geht es neben der Frage des 
Einsatzes für die Opfer und für die Auf- 
klärung von Unrechtstaten um die Glaub- 
würdigkeit des Rechtsstaates. 
In diesem Zusammenhang wende ich 
mich auch gegen Vorschläge der branden- 
burgischen SPD, die sogenannte Regelan- 
frage für Beamte abzuschaffen. Es ist 
gänzlich unakzeptabel, daß Menschen, 
die als Angestellte des öffentlichen Dien- 
stes erheblich Verantwortung für andere 
Menschen zu tragen haben, nicht auf ihre 
Integrität in der Vergangenheit überprüft 
werden sollen. 

ich die Fortführung der Arbeit der 
Enquete-Kommission zur „Aufarbei- 
tung von Geschichte und Folgen der 
SED-Diktatur in Deutschland". 
Aufgabe der Enquete-Kommission in 
dieser Legislaturperiode muß nicht 
nur die Aufarbeitung der Geschichte 
der DDR bis zum 2. Oktober 1990 
sein, sondern auch die geistig-politi- 
sche Auseinandersetzung mit dem 
PDS-Sozialismus. 
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Politische Tagesarbeit soll stärker 
Europapolitik berücksichtigen 
Der europapolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Gero 
Pfennig, erklärte nach dem Treffen 
der Arbeitsgruppen „Europäische 
Union" und „Auswärtiges" der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion mit der 
CDU/CSU-Gruppe im Europäischen 
Parlament: 

Das Treffen am 24. Januar in Bonn hat 
im wesentlichen drei konkrete Ergebnisse 
gebracht. In Zukunft soll es eine weitere 
Vertiefung und Intensivierung der 
Zusammenarbeit und Koordination zwi- 
schen den CDU/CSU-Abgeordneten im 
Deutschen Bundestag und im Europäi- 
schen Parlament geben. In der politi- 
schen Tagesarbeit soll eine stärkere Beto- 
nung der europapolitischen Gesichts- 
punkte stattfinden. Und für die Folge- 
konferenz zur Revision des Maastrichter 
Vertrages soll ein Prioritätenkatalog aus- 
gearbeitet werden. 

I Nur durch eine stärkere Verzahnung 
der parlamentarischen Arbeiten in beiden 
Parlamenten und eine stärkere Verknüp- 
fung zwischen dem Deutschen Bundestag 
und dem Europäischen Parlament auf 
allen Entscheidungs- und Arbeitsebenen 
können die Rechte beider Parlamente 
vollständig für die weitere Demokratisie- 
rung der Europäischen Union genutzt 
werden. Die Europapolitiker der CDU/ 
CSU sind übereingekommen, künftig bei 
den Gesetzgebungsverfahren möglichst 
vom Entwurfstadium bis zur Gesetzes- 
reife intensiv zusammenzuarbeiten. Eine 
zentrale Bedeutung erhalten dabei die 
direkten und bilateralen Konsultationen 
zwischen den einzelnen Sachberichter- 
stattern und den fachpolitischen Spre- 
chern und Experten der CDU/CSU in 

Bonn und Brüssel. Zur Arbeitserleichte- 
rung und einfacheren Kontaktaufnahme 

sind korrespondierende Verantwortlich- 
keiten festgelegt worden. Insgesamt 
wurde eine ganze Reihe konkreter Ver- 
besserungsvorschläge für eine effiziente1" 
und schnellere Entscheidungsvorberei- 
tung von CDU/CSU-Seite vereinbart. 

I Die Europapolitiker der CDU/CSU 
haben sich dafür ausgesprochen, in der 
politischen Tagesordnung stärker als bis' 
her die europapolitischen Gesichtspunk1 

zu betonen. Europäische Gesetzgebung8' 

Ganz wichtig: Die Bürgerinnen 
und Bürger müssen besser 
informiert werden und brau- 
chen mehr Hinweise auf euro- 
päische Zusammenhänge. 

themen und Fragestellungen bestimmen 
die aktuelle Politik in weitaus größeren1 

Maße, als dies in der Öffentlichkeit wahr' 
genommen wird. Eine bessere Inform^' 
tion der Bürgerinnen und Bürger und d6 

Hinweis auf europäische Zusammen- 
hänge bedürfen einer höhere Priorität. 
Wie wichtig eine stärkere Wahrnehmung 
europapolitischer Gesichtspunkte ist, 
wurde bei der sehr ausführlichen Disku 

sion um Fragen der inneren Sicherheit 
und äußeren Sicherheit deutlich. Diese 
Fragen, die auf europäischer Ebene im 
Rahmen der gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik und der Justiz- und 
Innenpolitik erörtert werden, sind ent- 
scheidend für die Zukunft Deutschlands 
und Europas. Die CDU/CSU will im 
Gespräch mit den Bürgerinnen und Bu 

gern deutlich machen, daß es Sicherhei 
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Aus der Bildungsarbeit der Konrad-Adenauer-Stiftun 
Einzig das Interesse an der Thematik 

ist entscheidend. Die Zugehörigkeit 
zu einer ganz bestimmten „Zielgruppe" 
Wird für die Teilnahme nicht vorausge- 
setzt. Das sind zwei Kriterien, die für 
die hochrangig besetzten „Eichholzer 
Foren" gelten. 

Eines der nächsten Angebote: 
Veranstaltung Nr. 162: 

Kinderfreundlichkeit und Fami- 
lienförderung als Aufgaben für 
Staat und Gesellschaft, 
Eichholzer Forum, 15. bis 17. März 
1995 

Einige der Themen: 
• Demographischer Wandel, Deutsche 
Einheit — Thesen zur Soziologie des 
Umbruchs 

• „Ein neuer, satter Antifamilienton" — 
Ehe und Familie zwischen Egoismus, 
Überforderung und Zynismus 
• Nach der Revolution — Neue Identi- 

täten für Ehe, Kinder und Familie: 
Soziale Beziehungen „wie im Westen" 
• Kinderfreundlichkeit, Familienförde- 
rung und „Umbau des Sozialstaats" 
• Das Selbstverständnis der Frauen 
und die Zukunft der Familie 
• Das Familienurteil des Bundesverfas- 
sungsgerichts — Wegweiser zur fami- 
lienpolitischen Strukturreform des 
Sozialstaats 
• Wertewandel, gesellschaftliche 
Umbrüche und Familie — Der einzelne 
zwischen „egoistischem" und „koope- 
rativem" Individualismus 

Weitere Informationen/ 
Anmeldungen: 

Konrad-Adenauer-Stiftung 
Politische Bildung 
Bildungszentrum Eichholz 
Postfach 1331 
50387 Wesseling 
Fax: (02236) 707-230 

r r durch Europa gibt und dafür eine 
r ^tionsfähige politische Union existie- 
% muß. 

5J Die Europapolitiker der CDU/CSU 
fe 

nschen sich im Vorfeld der Folgekon- 
jjj»enz 1996 zu Maastricht eine breite 
,, Etliche Debatte. Sie sind der Mei- 
U^g, daß die Verwirklichung von mehr 
dj §emähe und größerer Transparenz, 
^ Weigerung der Effizienz der Entschei- 
Wt    Prozesse unc* ^er Handlungsfähig- 
dj   der Europäischen Institutionen und 
Pri   ervvirklichung des Subsidiaritäts- 
^ 2lPs zentrale Themen sind, die in der 
V*en Gesellschaft intensiv diskutiert 
*er<i •en müssen. 

'e Europapolitiker der CDU/CSU 

haben davor gewarnt, die Folgekonferenz 
zu Maastricht mit zu vielen und zu weit- 
gehenden Forderungen zu überlasten. Sie 
wollen sich auf einen Prioritätenkatalog 
verständigen, der einige, aber dafür sehr 
bedeutende Forderungen enthalten soll. 
Die Diskussion in der breiten Öffentlich- 
keit, in Staat und Gesellschaft ist für die 
CDU/CSU-Europapolitiker eine notwen- 
dige Voraussetzung zur Erstellung dieses 
Prioritätenkatalogs und für die Akzep- 
tanz der Ergebnisse der Folgekonferenz 
von Maastricht in der Bevölkerung. 

Der rund dreistündige intensive Gedan- 
ken- und Meinungsaustausch zwischen 
den CDU/CSU-Europapolitikern wird 
am 6. Februar in Brüssel fortgesetzt.      • 
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Die EVP wird größer 
Der Vorstand der Europäischen Volks- 
partei (EVP) soll bei seiner nächsten 
Sitzung am 9. März 1995 über die 
Aufnahme neuer Parteien aus den 
skandinavischen Ländern und Öster- 
reichs entscheiden. 

Bereits während des letzten EVP-Gipfel- 
treffens im Dezember 1994 wurde der 
Weg für die Aufnahme neuer, auch nicht 
traditionell christdemokratischer Parteien 
in die EVP geebnet. 
Die volle Mitgliedschaft beantragt haben 
bereits die schwedische Kristdemokra- 
tiska Samhällspartiet (KDS) und die 
österreichische ÖVP, beides christdemo- 
kratische Parteien, sowie die gemäßigte 
finnische Partei Kokoomus. Enge Ver- 
bundenheit besteht außerdem mit der 
schwedischen Moderata Sämling (MS) 
und der norwegischen Hoyre Partei. 
Beide Parteien sind ausgeprägt pro-euro- 
päisch und haben sich für den Beitritt 

ihrer Länder zur EU engagiert. Die Pro- 
gramme dieser großen Volksparteien aus 
Skandinavien decken sich in wesentli- 
chen Punkten mit dem Programm der 
EVP. Auch aus Ungarn liegen Anträge 
der beiden christdemokratischen Partei^ 
KDNP und MDF für eine assoziierte 
Mitgliedschaft in der EVP vor. Beide P*r' 
teien engagieren sich intensiv für die Stä' 
bilität ihres Landes und seine Annähe- 
rung an Europa. 

Klaus Welle: Die Entwicklung 
der EU wird auch die EVP um 
neue Ideen bereichern. 

Der Generalsekretär der EVP, Klaus 
Welle, sagte hierzu, es bestehe Einigkeit 
darüber, daß eine Vergrößerung der ßv 
mit der Erweiterung der EU und auch "^ 
Hinblick auf die zukünftige Entwicklung 
ein wichtiger und notwendiger Schritt «s • 
der die EVP um neue Ideen bereichern 
werde. 

Neuer Pressedienst der EVP 
Mit einer Probeausgabe zum Thema 
Neuaufnahme weiterer Mitglieds- 
parteien hat die EVP auf Anregung 
ihres Generalsekretärs Klaus Welle am 
23. Januar einen Presse-Dienst gestar- 
tet, der ab Februar wöchentlich einmal 
die wichtigsten Nachrichten aus 
Europa den nationalen Parteien zum 
Nachdruck anbieten wird. 
Der neue Nachrichten-Service soll den 
Publikationen der Mitgliedsparteien 
dabei behilflich sein, Informationen 
über europäische Politik und vor allem 
über die Arbeit der EVP noch einfacher 
und schneller zu erhalten, als das bis- 
her der Fall war, und möglicherweise 

zu einer regelmäßigen Berichterstat- 
tung über Europa anregen, wo sie bis- 
her noch nicht stattfindet. 

Die „EVP-NEWS", so heißt die neue 
Dienstleistung der EVP, werden in 
Deutsch, Französisch, Englisch, Italie- 
nisch und später auch in Spanisch 
angeboten. Bezug und Nachdruck sind 
kostenlos. Themenwünsche sind will- 
kommen und werden gerne aufgegrif- 
fen. 

Daniela Senk, seit Januar Mitarbei- 
terin im EVP-Sekretariat, nimmt 
jeden Vorschlag gern entgegen: 
Tel. (00322) 5372589. 
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DAS STARKE TEAM mit Manfred 
Kanther an der Spitze tritt am 
19. Februar zu Landtagswahlen an, 
um Hessen mit Tatkraft und Ent- 
schlossenheit wieder nach vorn zu 
führen. Mit dem Slogan „Besser für 
Hessen" verdeutlicht die Hessen- 
Union, daß sie mit Manfred Kanther 
als Ministerpräsidenten-Kandidaten 
den besseren Mann, mit diesem star- 
ken Team die bessere Mannschaft 
und mit dem Regierungsprogramm 
die bessere Politik den Menschen in 
Hessen anbietet. 
Auf dem Foto oben von links nach 
rechts: Hartmut Nassauer MdEP, 
Petra Roth, wohnungsbaupolitische 
Sprecherin der LT-Fraktion, Franz 
Josef Jung, Parlamentarischer 
Geschäftsführer der LT-Fraktion, 
Hannelore Rönsch, stellvertretende 
Vorsitzende der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Manfred Kanther, Bun- 
desinnenminister und Ministerpräsi- 
denten-Kandidat, Dirk Metz, Presse- 
sprecher CDU Hessen/LT-Fraktion, 
Roland Koch, Fraktionsvorsitzender 
im Hessischen Landtag, Josef Kraus, 
Präsident des Deutschen Lehrerver- 
bandes, Inge Veite, frauenpolitische 
Sprecherin und stellvertretende Frak- 
tionsvorsitzende, Volker Bouffier, 
stellvertretender Fraktionsvorsitzen- 
der und innenpolitischer Sprecher. 
Fotos: Braselmann 
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Aktuelle Handbücher und Leitfaden 
• Leitfaden: Mitgliederwerbung 

Über die Notwendigkeit, neue Mitglieder 
für die CDU zu gewinnen, gibt es keinen 
Zweifel. Situationsbeschreibungen, 
Schuldzuweisungen oder Rechtferti- 
gungsgründe im Zusammenhang mit 
zurückgehenden Mitgliederzahlen gibt es 
viele. Um auf diese Herausforderung zu 
reagieren, wurden bereits im letzten Jahr 
viele Veranstaltungen unter dem Motto 
„Zeit zum Mitmachen. Ergreifen Sie Par- 
tei" durchgeführt. Es konnten dadurch 
viele neue Mitglieder gewonnen werden, 
die sich mit Engagement für Demokratie 
und gegen Radikalismus von links und 
rechts einsetzen. Der vorliegende Leitfa- 
den enthält keineswegs Patentrezepte für 
steigende Mitgliederzahlen, aber er zeigt 
Wege bzw. Aktionsformen auf, die sich in 
vielen CDU-Verbänden bereits bewährt 
haben. Erste Statistiken aus dem vergan- 
genen Jahr bestätigen den Aufwärtstrend 
in Verbänden mit besonders intensiver 
basisnaher Parteiarbeit. 
— Zur Nachahmung empfohlen — 
Bestell-Nr.: 6591 
Mindestbestellmenge: 5 Expl. 
Preis je 5 Expl.: 16 DM 
Zusätzlich gibt es noch drei weitere Bro- 
schüren, die Ihnen wichtige Informationen 
und Tips zur Zielgruppenarbeit mit Frauen 
oder jungen Menschen geben: 

• Politik weiblich — Themen, Tips, 
und Fakten 
Bestell-Nr.: 4602 
Mindestbestellmenge: 10 Expl. 
Preis je 10 Expl.: 15 DM 

• Jugend im geeinten Deutschland 

Bestell-Nr.: 4590 
Mindestbestellmenge: 10 Expl. 
Preis je 10 Expl.: 15 DM 

MITCUEDERWERBUNC 

II 

Teil 1: 
Zielgruppenansprache 

Teil 2: 
Aus Gästen werden Mitglieder 

Ergreifen 
Sie Partei! 

• Let s talk about you 

(aktualisierte Version) 
Damit Politikverdrossenheit nicht länger 

als Zustand akzeptiert wird, hinter dem 
man sich verstecken kann, ist es wicht'9' 
die Parteiarbeit vor Ort individuell und J 
gruppenorientiert zu gestalten. Der vor i 
gende Leitfaden zur Zielgruppenarbeit 
Jugendlichen wurde gemeinsam von C 
und Junger Union erarbeitet und zeigt 
neue Wege im Dialog mit Jugendlicher! 
auf. Zusätzlich enthält dieser Leitfaden 
auch eine umfangreiche Adressen-Sam 
lung von Institutionen, die bei der Ziel' 
gruppenarbeit hilfreiche Informationen 
geben können. 
Bestell-Nr.: 4758 
Verpackungseinheit: 10 Expl. 
Preis je 10 Expl.: 15 DM 



ÖFFENTLICHKEITSARBEIT U/D 4/1995 •  Seite 27 

Mehrere hundert CDU-Verbände haben 
über die Schnuppermitgliedschaft 

neue Mitglieder erhalten. Der überra- 
Schende Erfolg dieser Aktion bestätigt 
j^s, daß sie von den Bürgerinnen und 
bürgern positiv angenommen wird. Der 
Erfolg dieser Aktion liegt unter anderem in 
aer individuellen und bürgernahen Ausge- 
steltung. So werden z. B. bereits auf den 
p^hnupperfaltkarten individuell die Ziele 
'^es CDU-Verbandes abgedruckt. Alle 
^wendigen Informationen zum Thema 
chnuppermitgliedschaft finden Sie in 

aem Leitfaden zur Mitgliederwerbung. 

^enn Sie auch in Ihrem CDU-Verband 
^hnupperaktionen durchführen wollen, 
^nn können Sie bei folgender Adresse 
^m Preis von 77 DM 1 000 Expl. Ihrer indi- 

lc)uellen Schnupperfaltkarten bestellen: 

j*DU-Bundesgeschäftsstelle 
Jbt. Information 
£r'edrich-Ebert-Allee 73—75 
^113 Bonn 
RaX (0228) 544-411 

• Schnupper-Pin 

Die Symbolfigur der Schnuppermitglied- 
schaft ist auch als Pin erhältlich und wird 
mittlerweile nicht nur von Schnuppermit- 
gliedern getragen. 

Bestell-Nr.: 9594 
Verpackungseinheit: 25 Expl. 
Preis je 25 Expl. :27,50 DM 

Liebe Mitbürgerinnen! 
Liebe Mitbürger! 

Kommunalpolitik lebt vom 

Mitmachen! 

""r möchten Sie einladen, bei uns 

Mitzumachen. Dazu brauchen Sie 
n'cht sofort Mitglied zu werden. 

knuppern Sie einmal in die CDU 
hlr,ein. Machen Sie mit. 
Gemeinsam können wir die 

r°bleme in den Griff bekommen. 

CDU 

Wir wollen: 

y die Finanzen in Ordnung 
*  bringen 

y die thermische Verwertung des 
" Mülls 

eine vernünftige Verkehrsan- 
A bindung 

X einen leistungsfähigen ÖPNV 

X die Schulvielfalt erhalten 

Schnuppern Sie mal bei uns. 

Abgeben oder 
einschicken an: 

CDU-Kreisverband 

Marburg-Biedenkopf 

Gisselberger Straße 17 

35037 Marburg 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
53014 BONN 

Schnuppern 
Unser Angebot: Werden SU 

»Schnupper-Mitglied« 

6 Monate - zeitlich begrenzt, bei- 
tragsfrei und ohne weitergehende 
Verpflichtung. 

Sie erhalten alle Informationen 
und Einladungen - wie ein 
CDU-Mitglied. 

Anfallen Veranstaltungen haben 
—^^^    - Sjc Rederecht, Vorschlagsrecht um 

Mitwirkungsrecht (kein Wahl- 
recht). 

Vtr Aiupnettpartnert 

S0Z- 

Diese Wandzeitung dient zur Unterstützung der Schnupper-Mitgliederaktio 
und kann bei der CDU-Bundesgeschäftsstelle, Abt. Information bezogen 

werden. 
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